
Taschenrechner und Zolltarif 

Der Europäische Gerichtshof hat mit dem nachfolgend abgedruckten Entscheidungstenor die Vorlagefrage des Bundesfinanzhofs beant­
wortet, die auf die Präzisierung des Begriffs „automatische Datenverarbeitungsmaschinen" (und damit auch auf die Abgrenzung zu 
den „Rechenmaschinen") abzielte. Im Ergebnis hat sich die Klägerin durchgesetzt, die - anders als die Oberfinanzdirektion - die impor­
tierten „programmierbaren Rechner" als „automatische Datenverarbeitungsmaschinen" und nicht als „Rechenmaschinen" eingestuft 
wissen wollte. Um das Verständnis der Angelegenheit z« erleichtern, wird das vorlegende Urteil des Bundesfinanzhofs mit abgedruckt. 
Das Urteil wird hier ungekürzt widergegeben, weil nur so der Gesamtzusammenhang der methodischen Erwägungen des Bundesfi­
nanzhofs, deutlich wird. Diese Erwägungen sind deshalb von besonderer Bedeutung, weil sie auf die Schwierigkeiten aufmerksam ma­
chen, die durch die Übernahme EDV-fachtechnischer Begriffe in rechtliche Regelungszusammenhänge entstehen können. 

If „einfacher als Basic" then „automatische Datenverarbeitungsmaschine" 
Europäischer Gerichtshof, Urteil vom 20.1.1989 (234/87), juris 

Tenor( , 
j i 

Den Kriterien der Forschrift 3 A a zu Kapitel 84 des Gemein­
samen Zolltarifs entsprechende elektronische Geräte zur 
Durchführung vorwiegend von Rechenoperationen, aber auch 
von anderen Operationen, die nach einer Methode program­
mierbar sind, die einfacher als z.B. die Programmiersprache Ba­
sic zu handhaben ist, sind automatische Datenverarbeitungs­
maschinen im Sinne der Tarifnummer 84.53 des Gemeinsamen 
Zolltarifs. 

BFH, Urteil vom 30.4.1987 (VII K 10/85) 

Leitsatz 

(Vorlage an den Europäischen Gerichtshof). 

Tatbestand 

I . Die Klägerin beantragte im September 1984 bei der Beklag­
ten (Oberfinanzdirektion -OFD-) verbindliche Zolltarifaus­
künfte (vZTA) für vier von ihr als „programmierbare Rech­
ner" bezeichnete Waren. Die Waren sollen aus ihrem Ur­
sprungsland Japan eingeführt werden. Sie sind programmier­
bar und arbeiten elektronisch. Ihre Abmessungen sind 11 x 74 
x 144 mm bzw. 9,6 x 71 x 141,2 mm. Als Bestandteile weisen 
sie jeweils auf 

- ein Bedienungsfeld aus 50 Drucktasten (Ziffern 0 bis 9, alle 
Buchstaben - klein und groß -, Grundrechenarten, Betriebsart­
wahl, mathematische Funktionen, Programmieren usw.), de­
nen meist mehrere Funktionen zugeordnet sind, 

- eine gedruckte Schaltung mit einem Rechen- und Speicher­
werk in Form von integrierten Schaltungen, 

- eine zehnstellige Flüssigkristallanzeige, zwei Stellen für den 
Exponenten sowie einige Funktionsanzeigen, 

- eine Schnittstelle für den Adapter X bzw. (in zwei Fällen) den 
Drucker Y 

und 

- zwei Batterien als Stromversorgung. 

Die Rechner verfügen über die Grundrechenarten, zahlreiche 
mathematische Funktionen und verschiedene Zahlensysteme 
als Festfunktionen. Sie können sowohl Einzelberechnungen 
als auch zusammengesetzte Rechenvorgänge in Form eines 
über Tastenbefehle eingegebenen Programms erledigen. 

Die OFD wies die Waren in vier verschiedenen vZTA vom 9. 
und 15.November 1984 der Tarifst. 84.52 A (Rechenmaschi­
nen) des Gemeinsamen Zolltarifs (GZT) zu. 

Mi t ihren Einsprüchen begehrte die Klägerin die Zuweisung 
der Waren zur Tarifst. 84.53 B GZT (Automatische Datenve­
rarbeitungsmaschinen -ADVM-). 

Die OFD wies die Einsprüche mit der Begründung zurück, die 
Rechner könnten der Tarifnr. 84.53 GZT nur zugewiesen wer­
den, wenn sie alle Voraussetzungen der maßgeblichen Vor­
schrift 3 A a zu Kap. 84 GZT erfüllten. Das sei aber nicht der 
Fall, da die Rechner nicht in der Lage seien, ein in einer forma­
len Programmsprache geschriebenes Verarbeitungsprogramm 
mittels eigenem Ubersetzungsprogramms in die interne Ma­
schinensprache zu übersetzen. Die Rechner besäßen keine 
Ubersetzungsprogramme, die mit einem Ubersetzungspro­
gramm in die Programmiersprache Basic vergleichbar seien. 

Mi t ihrer Klage legte die Klägerin das Gutachten vom 24. Juli 
1985 des Professors für Anwendungen-der Informatik X vor. 
Der Gutachter gelangt zum Ergebnis, die vier Rechner erfüll­
ten alle Voraussetzungen der Vorschrift 3 A a zu Kap. 84 GZT. 
Insbesondere seien die in allen vier Rechnern ablaufenden Pro­
gramme in einer formalen Programmiersprache, nämlich einer 
Assemblersprache geschrieben, zu deren Überführung in die 
Maschinensprache es einen ROM-residenten Übersetzer gebe, 
für welchen ebenfalls ein Speicher vorgesehen seii (ROM = 
Read Only Memory). (_ 
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Die OFD wendet dagegen folgendes ein: Der GZT definiere 
den Begriff „Rechenmaschinen" nicht. Für die Auslegung des 
Begriffs sei somit auf die „Verkehrsauffassung" und den 
„Sprachgebrauch der Technik" abzustellen. Die Waren seien 
aus technischer Sicht programmierbare elektronische Taschen­
rechner und damit Rechenmaschinen (vgl. auch Erläuterungen 
zur Nomenklatur des Rates für die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiete des Zollwesens -NRZZ-, Tarifnr. 84.52 Abschn.A). Die 
Klägerin biete die Waren im Handel als „programmierbare Ta­
schenrechner" an. Die beigefügte Bedienungsanleitung spreche 
das Modell D als „programmierbarer Taschenrechner" an. Die 
technischen Daten für dieses Modell seien nach Auskunft von 
Sachkundigen typisch für programmierbare Taschenrechner. 
Die beigefügten Programmbücher enthielten ausschließlich 
Rechenprogramme. Die vergleichenden - Marktübersichten 
klassifizierten das leistungsfähigste Modell D als Taschenrech­
ner. Maschinen, dereij einzige eigene Funktion im. Rechnen 
bestehe, seien ungeachtet der Vorschrift 3 A a zu Kap. 84 GZT 
der für diese Funktion in Betracht kommenden Tarifnr. 84.52 
GZT zuzuordnen. Die Vorschrift 3 A a zu Kap. 84 GZT stelle 
auch keine Definition des Begriffs der A D V M dar. Auch für 
diesen Begriff müsse der Sprachgebrauch der Technik herange­
zogen werden. 

Die OFD legte das Gutachten vom 4.März 1986 des Professors 
Y vor. Dieser kommt im wesentlichen zu folgendem Ergebnis: 
Ein EDV-Praktiker habe durchaus Vorstellungen, was eine Re­
chenmaschine, ein Taschenrechner und eine A D V M sei. Diese 
Vorstellungen seien allerdings häufig unscharf und nicht über­
schneidungsfrei. Eine wichtige Maßgabe für die Entscheidung 
könnte die Intention des Gesetzgebers sein, elektronische Ge­
rätschaften dieser Ar t zu differenzieren. Er, der Gutachter, 
neige eher dazu, die Ware D als Rechenmaschine zu klassifizie­
ren. Die Ware befinde sich zwar „in der Schnittmenge der bei­
den Begriffe". Ihr fehle aber zum Teil die universelle Eigen­
schaft einer A D V M . So gebe es beispielsweise keine sinnvolle 
und praktikable Textverarbeitungsmöglichkeit und keine hö­
here Programmiersprache wie z.B. Basic. Die Handhabung sei 
mühsam und umständlich; die Ware sei für gelegentliche klei­
nere Berechnungen und nicht für längeres Arbeiten geschaffen. 
Die Auslegung dieses programmierbaren Taschenrechners sei 
dürftig im Vergleich zu Home-Computern. Die Problemeig­
nung der (einzigen) Programmiersprache zeige eindeutig in 
Richtung Rechenmaschine. Er, der Gutachter, teile jedoch die 
Meinung, daß der Rechner die Voraussetzungen der Vorschrift 
3 A a zu Kap.84 GZT erfülle. 

Die Klägerin replizierte: Beide Gutachter hätten bestätigt, daß 
die streitbefangenen Modelle die Kriterien der Vorschrift 3 A 
a zu Kap. 84 GZT erfüllten. Die Vorschrift enthalte eine Legal­
definition. Diese sei abschließend. Weiterer Untersuchungen 
bedürfe es nicht; denn die genauere Warenbezeichnung im 
Sinne der Allgemeinen Tarifierungsvorschriften (ATV) 3a ent­
halte die Tarifnr. 84.53 GZT. 

Die Klägerin legte eine Stellungnahme vom 10. Januar 1987 
von Professor X vor. Dieser führt u.a. aus: Die streitbefange­
nen Waren könnten unbestreitbar mehr als bloß arithmetische 
Operationen durchführen, insbesondere Operationen für Ent­
scheidungen, Textdarstellung und Musikerzeugung. Es könne 
z.B. ein kleines Vokabel-Lern-Programm erstellt werden. Die 
Programmierung der Waren stelle eine formalisierte Problem­
lösung dar, für die eine (maschinennahe) formalisierte Pro­

grammiersprache vorliege. Alle fachlichen Aspekte sprächen 
dafür, die Waren als A D V M einzustufen. 

Entscheidungsgründe 

I I . Für das vorlegende Gericht stellt sich die Frage nach der 
Auslegung der Tarifnrn. 84.52 und 84.53 sowie der Vorschrift 
3 A a zu Kap. 84 GZT, deren Abgrenzung zweifelhaft ist. Es 
ist daher nach Art . 177 Abs. 3 des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWGV) verpflichtet, 
dazu eine Vorabentscheidung des Gerichtshofs der Europä­
ischen Gemeinschaften (EuGH) einzuholen. 

Der GZT enthält keine Bestimmung des Begriffs „Rechenma­
schinen". Auch aus den Erläuterungen zur NRZZ Tarifnr. 
84.52 ist lediglich zu entnehmen, daß zu diesen Maschinen 
auch programmierbare elektronische Taschenrechner gehören. 
Dagegen ergibt sich aus ihnen genau so wenig wie aus dem 
Wortlaut des GZT, nach welchen Kriterien zu entscheiden ist, 
ob eine Ware „noch" Rechenmaschine oder „schon" A D V M 
ist. 

Die Vorschrift 3 A zu Kap. 84 GZT enthält nach der Auffas­
sung der OFD keine erschöpfende Bestimmung des Begriffs 
der A D V M . Ist das richtig, so hilft die Vorschrift für die Ab­
grenzung der Tarifnrn. 84.52 und 84.53 GZT nicht. Hat die 
OFD unrecht, so ist wohl davon auszugehen, daß eine Ma­
schine, die die Voraussetzungen der genannten Vorschrift er­
füllt, auch dann nicht unter die Tarifnr. 84.52 GZT fällt, wenn 
sie die Voraussetzungen der Begriffsbestimmung „Rechenma­
schine" erfüllte (ATV 3a oder 3c). Dann stellte sich für die Ent­
scheidung des vorliegenden Falls die Frage nach der Auslegung 
der Vorschrift 3 A a zu Kap. 84 GZT, insbesondere die Frage, 
was eine „formale Programmsprache" ist und ob die „Spra­
che" der streitbefangenen Geräte als eine solche anzusehen ist. 

Nach dem Gutachter X (Gutachten vom lO.Januar 1987) stellt 
die Programmierung der fraglichen Geräte eine formalisierte 
Problemlösung dar, für die eine (maschinennahe) formalisierte 
Programmiersprache vorliege. Die OFD spricht nur von ei­
nem „Tastencode". Der Gutachter Y vertritt die Auffassung, 
daß die „Sprache" der Geräte eine formale Programmsprache 
im Sinne der genannten Vorschrift sei, aber keine höhere Pro­
grammiersprache wie z.B. Basic. 

Ist mit der OFD davon auszugehen, daß die in den Tarifnrn. 
84.52 und 84.53 nicht definierten Begriffe Rechenmaschine 
bzw. A D V M ungeachtet der Vorschrift 3 A a zu Kap. 84 GZT 
zu bestimmen sind, so stellt sich die Frage, ob dabei entspre­
chend der Auffassung der OFD „auf die Verkehrsauffassung" 
und „den Sprachgebrauch der Technik" abzustellen ist. Die 
von den Beteiligten vorgelegten Gutachten belegen allerdings, 
daß es in Wissenschaft und Praxis einheitliche Anschauungen 
insoweit nicht gibt oder diese jedenfalls so unscharf sind, daß 
ihnen keine genügend genauen Kriterien für die Abgrenzung 
entnommen werden können. Außerdem ergibt sich aus den 
Gutachten, daß die nach dem GZT erforderliche Abgrenzung 
zwischen Rechenmaschine und A D V M eine „Frage aufwirft, 
die sich im Rahmen von Theorie und Praxis der Wissenschaft 
der Informatik nicht stellt. 

Maßgebend für die Auslegung der beiden genannten Begriffe 
ist Sinn und Zweck der tariflichen Unterscheidung. TJieser ist 
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jedoch nicht ohne weiteres erkennbar. In der Verordnung 
(EWG) Nr.1935/84 (VO Nr.1935/84) vom 4.Juli 1984 (Amts­
blatt der Europäischen Gemeinschaften -AB1EG- L 180/10) ist 
die Kommission offenbar davon ausgegangen, ein Kriterium 
für die Abgrenzung könne die Ar t und Weise der Program­
miersprache sein. Ist sie die Sprache Basic, so liegt nach Auffas­
sung der Kommission eine A D V M im Sinne der Tarifnr. 84.53 
GZT vor. Die von den Beteiligten vorgelegten Gutachten be­
gründen allerdings Zweifel an der Gültigkeit des von der Kom­
mission zur Abgrenzung herangezogenen Kriteriums. 

Als Abgrenzungskriterium könnte auch in Betracht gezogen 
werden, ob das Gerät allein zur Vornahme arithmetischer 
Operationen (zum Rechnen) oder auch zur Wahrnehmung an­
derer Funktionen geeignet ist, z.B. zur Textverarbeitung. Ge­
messen an diesem IjKriterium dürften die fraglichen Geräte 
nicht als Rechenmaschinen anzusehen sein; sie sind auch zur 
Textverarbeitung geeignet. Nach Auffassung des Gutachters X 
können Nicht-Rechenprogramme eingegeben werden. 

Ein anderes mögliches Abgrenzungskriterium könnte der übli­
che Verwendungszweck der Geräte sein. Dann stellte sich die 
Frage, ob die streitbefangenen Geräte üblicherweise als Rech­
ner wie andere normale programmierbare Taschenrechner be­
nützt werden. 

Abgrenzungskriterium könnte ferner sein, wie die beteiligten 
Wirtschaftskreise die Geräte zu bezeichnen pflegen. So unter­
scheidet die Klägerin offenbar zwischen „programmierbaren 
Taschenrechnern" und „Taschen-Computern". Daß die fragli­
chen Geräte von ihr als Taschenrechner bezeichnet werden, 
könnte dafür sprechen, sie als Waren der Tarifnr. 84.52 GZT 
anzusehen. 

Außerdem kommen als Abgrenzungskriterien auch noch die 
Ar t und Weise der Handhabung der Geräte, ihre Auslegung 
und die Problemeignung ihrer Programmsprache in Betracht. 
In Betracht gezogen werden könnte schließlich auch, im Lichte 
der schnellen Entwicklung auf dem Gebiet der Informatik den 
Hinweis in den Erläuterungen, auch programmierbare Rech­
ner seien Rechenmaschinen im Sinne der Tarifnr. 84.52 GZT, 
als nicht mehr im Einklang mit dem Wortlaut des GZT ste­
hend anzusehen. Das würde den Weg zu einer relativ einfachen 
und praktikablen Abgrenzung öffnen: 

Alle elektronischen Rechenmaschinen, die programmierbar 
sind, wären dann als A D V M im Sinne der Tarifnr. 84.53 GZT 
anzusehen. 

Wer im EDV-Bereich an die Eintragung eines Warenzeichens denkt, wird das folgende (soweit ersichtlich anderweitig noch nicht ge­
druckte) Urteil mit Interesse zur Kenntnis nehmen. Das Urteil macht eine Änderung der Prüfpraxis des Patentamts und der Spruchpra­
xis des Bundespatentgerichts nötig, da der Bundesgerichtshof bisher angewandte Kriterien für die Ablehnung einer Eintragung als nicht 
stichhaltig zurückgewiesen hat. Dabei geht es vor allem um die Frage, wie eine im Ausland bereits vorliegende Eintragung als Waren­
zeichen zu werten ist. Der BGH spricht diesbezüglich davon, daß dieser Umstand „zumindest indiziell" gegen ein (der Eintragung) 
entgegenstehendes Freihaltebedürfnis sprechen könne und deshalb gegebenenfalls die Feststellung eines tatsächlichen Freihaltebedürfnisses 
- etwa durch Befragungen in den einschlägigen Verkehrskreisen selbst - erfordere. Gemessen an dem neuen Maßstab kann es also empfeh­
lenswert sein, zuerst eine Eintragung im Ausland zu versuchen, um sich dann im Inland auf die dadurch entstandene „Indizwirkung" 
zu berufen. 

„Conductor" als Warenzeichen für Software? 
BGH, Urteil vom 26.1.1989 (I ZB 4/88) 

Leitsatz (amtlich) 

Leitsätze (redaktionell) 

Gründe 

„con-I . Die Rechtsbeschwerdeführerin hat das Wortzeichen 
ductor" für die Waren „auf Papier, Magnetbändern, -platten 
oder -karten aufgezeichnete Computerprogramme/' angemel­
det. Die Priifungsstelle des Deutschen Patentamts \&X die An-
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